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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 5
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 10 KR 5048/01
Datum 30.03.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 KR 100/05
Datum 22.11.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Bayreuth vom 30. MÃ¤rz 2005 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig sind Nachforderungen von SozialversicherungsbeitrÃ¤gen sowie
SÃ¤umniszuschlÃ¤ge aufgrund einer BetriebsprÃ¼fung.

1.

Der 1951 geborene KlÃ¤ger betreibt seit der Anmeldung zum 01.03.1994 ein
GerÃ¼stbaugewerbe. Ab Erwerb eines eigenen GerÃ¼stes zum 01.03.1996
erbrachte er GerÃ¼stbauleistungen mit Hilfe der fÃ¼r ihn tÃ¤tigen Beigeladenen zu
5) bis 11). Diese fanden sich regelmÃ¤Ã�ig auf dem Lagerplatz des KlÃ¤gers ein,
fuhren gemeinsam mit einem Fahrzeug des KlÃ¤gers vor Ort und erbrachten dort
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zusammen unter dessen Anleitung GerÃ¼stbauarbeiten, bis sie wieder gemeinsam
nach Hause fuhren. Mit den Beigeladenen zu 5) bis 11) schloss der KlÃ¤ger keine
ArbeitsvertrÃ¤ge ab, sondern lieÃ� diese als "selbstÃ¤ndige Subunternehmer"
tÃ¤tig werden, so dass er auch keine SozialversicherungsbeitrÃ¤ge entrichtete.

Bei einer AuÃ�enprÃ¼fung des Arbeitsamts B. ergaben sich Hinweise darauf, dass
die Beigeladenen zu 5) bis 11) weisungsabhÃ¤ngig fÃ¼r den KlÃ¤ger tÃ¤tig waren.
Von der Beklagten zu ihrer TÃ¤tigkeit befragt, gaben die Beigeladenen zu 5) bis 11)
im Wesentlichen Ã¼bereinstimmend an, dass sie selbst Ã¼ber keinerlei
Betriebsmittel, GerÃ¼ste oder Fahrzeuge verfÃ¼gt und bei der Arbeitsleistung dem
grundsÃ¤tzlich anwesenden KlÃ¤ger weisungsgebunden unterstanden hÃ¤tten. Mit
Bescheid vom 02.05.2001/Widerspruchsbescheid vom 12.07.2001 forderte die
Beklagte fÃ¼r den Zeitraum 01.03.1996 bis 31.03.1999
SozialversicherungsbeitrÃ¤ge Ã¼ber DM 137.203,70 sowie SÃ¤umniszuschlÃ¤ge
Ã¼ber DM 58.402,00 nach. Der KlÃ¤ger habe die Beigeladenen zu 5) bis 11) nicht
im Rahmen selbstÃ¤ndiger SubunternehmerverhÃ¤ltnisse beschÃ¤ftigt, sondern als
weisungsgebundene Arbeitnehmer. Arbeitsort, Arbeitszeit und Gestaltung der
TÃ¤tigkeit habe er vorgegeben, auch auf den Baustellen sei er stets anwesend
gewesen und habe die Arbeiten geleitet. Die TÃ¤tigkeiten seien persÃ¶nlich zu
erbringen gewesen, die Einstellung von Ersatz- oder HilfskrÃ¤ften durch die
Beigeladenen zu 5) bis 11) habe der Zustimmung des KlÃ¤ger bedurft. Die
Beigeladenen zu 5) bis 11) hÃ¤tten selbst keine Arbeitnehmer beschÃ¤ftigt, nicht
Ã¼ber eine Betriebsstruktur verfÃ¼gt, mit welcher sie GerÃ¼ste auf- oder abbauen
hÃ¤tten kÃ¶nnen. Sie hÃ¤tten auch Ã¼ber keine eigenen Betriebsmittel verfÃ¼gt,
wobei geringwertige GegenstÃ¤nde wie Hammer, Wasserwaage, Ratsche, Zollstock
sowie Arbeitskleidung zurÃ¼ckzutreten hÃ¤tten. Sie seien gar nicht oder allenfalls
in vernachlÃ¤ssigenswertem Umfang fÃ¼r andere Auftraggeber tÃ¤tig geworden,
auf dem Markt nie werbend tÃ¤tig gewesen und hÃ¤tten keine eigene
Preisgestaltung durchfÃ¼hren kÃ¶nnen. Die Entlohnung sei nicht nach geleistetem
Gewerk, sondern nach einem vom KlÃ¤ger vorgegebenen Stundensatz erfolgt.
DemgegenÃ¼ber stÃ¼nden Indizien einer selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit zurÃ¼ck, wie
z.B. Gewerbeanmeldung, Nichtbestehen von EntgeltfortzahlungsansprÃ¼chen
sowie die steuerrechtliche Behandlung der Entgelte. Die HÃ¶he der
abzufÃ¼hrenden BeitrÃ¤ge errechnete die Beklagte aus den belegten
Entgeltzahlungen. Die SÃ¤umniszuschlÃ¤ge seien fÃ¼r die nicht bis zum Ablauf des
FÃ¤lligkeitstages entrichteten BeitrÃ¤ge zu fordern, weil der KlÃ¤ger als
Innungsvorsitzender bzw. stellvertretener Innungsvorsitzender zumindest mit
bedingtem Vorsatz die BeitrÃ¤ge nicht abgefÃ¼hrt habe. Insbesondere habe der
KlÃ¤ger den Beigeladenen zu 8), welcher als vor kurzem zugezogener
SpÃ¤taussiedler aus Russland keine Kenntnisse des deutschen Rechtssystems und
als gelernter Elektriker keine Kenntnisse vom GerÃ¼stbau gehabt habe, dazu
veranlasst, ein eigenes Gewerbe als GerÃ¼stbauer anzumelden, obgleich dieser als
Betriebsmittel lediglich Ã¼ber einen Arbeitsanzug und ein Paar Sicherheitsschuhe
verfÃ¼gt habe.

2.

Die dagegen erhobene Klage hat das Sozialgericht Bayreuth mit Gerichtsbescheid
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vom 30.03.2005 abgewiesen und zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger habe
die Beigeladenen zu 5) bis 11) abhÃ¤ngig beschÃ¤ftigt. Er habe Arbeitszeit,
Arbeitsdauer und Arbeitsort per Weisung vorgegeben. Eine eigene
unternehmerische TÃ¤tigkeit hÃ¤tten die Beigeladenen zu 5) bis 11) nicht entfaltet;
sie hÃ¤tten weder Ã¼ber eigene Betriebsmittel noch eigene Mitarbeiter verfÃ¼gt.

Dagegen hat der KlÃ¤ger Berufung eingelegt und sich darauf bezogen, dass die
Beigeladenen zu 5) bis 8) sich selbst versichert und ein Gewerbe angemeldet
hÃ¤tten.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Bayreuth vom 30.03.2005 sowie den Bescheid der Beklagten vom 02.05.2001 in der
Fassung des Widerspruchsbescheides vom 12.07.2001 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des
Sozialgerichts Bayreuth vom 30.03.2005 zurÃ¼ckzuweisen.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf die Verwaltungsakten der Beklagten
sowie auf die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -), aber nicht begrÃ¼ndet.

Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid der Beklagten vom 02.05.2001 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 12.07.2001, mit welchem die Beklagte
SozialversicherungsbeitrÃ¤ge aus BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnissen der Beigeladenen
zu 5) bis 11) mit dem KlÃ¤ger im Zeitraum 01.03.1994 bis 31.03.1999
nachgefordert sowie SÃ¤umniszuschlÃ¤ge ab FÃ¤lligkeitszeitpunkt geltend gemacht
hat. Das Sozialgericht hat die dagegen erhobene Klage mit Gerichtsbescheid vom
30.03.2005 zu Recht abgewiesen. Der KlÃ¤ger ist als Arbeitgeber verpflichtet, die
von der Beklagten dem Grunde und auch der HÃ¶he nach zutreffend geforderten
SozialversicherungsbeitrÃ¤ge nachzuentrichten sowie die ebenfalls dem Grunde
und der HÃ¶he nach zutreffenden SÃ¤umniszuschlÃ¤ge zu zahlen. Denn die
Beigeladenen zu 5) bis 11) waren â�� wie sich aus einer GesamtwÃ¼rdigung aller
UmstÃ¤nde ergibt â�� versicherung- und beitragsspflichtig in einem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis fÃ¼r den KlÃ¤ger tÃ¤tig, Â§Â§ 2 Abs.1, 7 Abs.1 Viertes
Buch Sozialgesetzbuch â�� SGB IV, Â§ 168 Abs.1 Satz 1 AFG bis 31. Dezember 1997
und ab 01.01.1998 gemÃ¤Ã� Â§ 25 Abs.1 SGB III, Â§ 5 Nr.1 SGB V, Â§ 20 SGB XI, Â§
1 Nr.1 SGB VI. Insoweit folgt der Senat der zutreffenden BegrÃ¼ndung des Urteils
des Sozialgerichts Bayreuth und sieht von einer weiteren Darstellung der
EntscheidungsgrÃ¼nde ab, Â§ 153 Abs.4 SGG.

ErgÃ¤nzend ist auszufÃ¼hren, dass die Beklagte bezÃ¼glich der nach den
Rechtsvorschriften der jeweiligen BÃ¼cher des Sozialgesetzbuchs zutreffend
berechneten SozialversicherungsbeitrÃ¤ge auch SÃ¤umniszuschlÃ¤ge gemÃ¤Ã� Â§
24 Abs.1 SGB IV in der zutreffenden HÃ¶he ab Eintritt der FÃ¤lligkeit der BeitrÃ¤ge
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festsetzen durfte. Eine unverschuldete Nichtkenntnis von der Zahlungspflicht im
Sinne des Â§ 24 Abs.2 SGB IV kann unter Auswertung des gesamten Akteninhalts
und des Vorbringens des KlÃ¤gers nicht begrÃ¼ndet werden; zutreffend hat die
Beklagte dem KlÃ¤ger vorgehalten, dass dieser als Innungsvorsitzender bzw.
stellvertretender Innungsvorsitzender eine selbstverstÃ¤ndliche Kenntnis von der
Sozialversicherungspflicht abhÃ¤ngig BeschÃ¤ftigter hatte und dies insbesondere
im Falle des Beigeladenen zu 8) besonders augenfÃ¤llig war. Denn dieser wÃ¤re auf
Grund seines rechtlichen Kenntnisstandes, seines fachlichen KÃ¶nnens sowie seiner
vernachlÃ¤ssigenswerten Betriebsmittel nicht in der Lage gewesen, einen
eigenstÃ¤ndigen GerÃ¼stbaubetrieb zu fÃ¼hren. Insoweit ist auch festzustellen,
dass die KlÃ¤gerin nicht durch VerjÃ¤hrung im Sinne des Â§ 25 Abs.1 Satz 1 SGB IV
an der Beitragsnachforderung gehindert war, weil dem KlÃ¤ger Vorsatz im Sinne
des Â§ 25 Abs.1 Satz 2 SGB IV vorzuhalten ist.

Die Berufung musste somit in vollem Umfange ohne Erfolg bleiben.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG (Art.17 Abs.1 Satz 2 des Sechsten
Gesetzes zur Ã�nderung des Sozialgerichtsgesetzes vom 17.08.2001 â�� BGBl I
S.2144).

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht ersichtlich (Â§ 160 SGG).

Erstellt am: 28.12.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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